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Abs. 1 Satz 1 gestatten. 5 Satz 4 gilt auch in den Fällen, in denen ein Geschäfts-
zweig eine von den §§ 266 und 275 abweichende Gliederung nicht erfordert.

(2) 1 Absatz 1 ist auf folgende Institute ungeachtet ihrer Rechtsform nach
Maßgabe der Sätze 3 und 4 anzuwenden:
1. auf Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes1),

soweit sie nach dessen § 2 Absatz 1, 4 oder 5 von der Anwendung nicht
ausgenommen sind,

2. auf Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 1 Absatz 1a des Kreditwe-
sengesetzes, soweit sie nach dessen § 2 Absatz 6 oder 10 von der Anwendung
nicht ausgenommen sind,

3. auf Wertpapierinstitute im Sinne des § 2 Absatz 1 des Wertpapierinstituts-
gesetzes2), soweit sie nach dessen § 3 von der Anwendung nicht ausgenom-
men sind, sowie

4. auf Institute im Sinne des § 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgeset-
zes3).

2 Satz 1 ist auch auf Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz in einem Staat
anzuwenden, der nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft und auch
nicht Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist,
sofern die Zweigstelle nach § 53 Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwesen als
Kreditinstitut oder als Finanzinstitut gilt. 3 Die Rechtsverordnung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates; sie ist im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen und im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank
zu erlassen. 4 In die Rechtsverordnung nach Satz 1 können auch nähere Be-
stimmungen über die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Konzern-
abschlusses im Rahmen der vorgeschriebenen Formblätter für die Gliederung
des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses sowie des Zwischenabschlus-
ses gemäß § 340a Abs. 3 und des Konzernzwischenabschlusses gemäß § 340i
Abs. 4 aufgenommen werden, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Deutschen Bundes-
bank erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung
der von den Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten durchgeführ-
ten Bankgeschäfte und erbrachten Finanzdienstleistungen sowie der von Wert-
papierinstituten erbrachten Wertpapierdienstleistungen zu erhalten.

(3) 1 Absatz 1 ist auf Versicherungsunternehmen nach Maßgabe der Sätze 3
und 4 ungeachtet ihrer Rechtsform anzuwenden. 2 Satz 1 ist auch auf Nieder-
lassungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes von Versicherungsunternehmen
mit Sitz in einem anderen Staat anzuwenden, wenn sie zum Betrieb des Direkt-
versicherungsgeschäfts der Erlaubnis durch die deutsche Versicherungsaufsichts-
behörde bedürfen. 3 Die Rechtsverordnung bedarf der Zustimmung des Bun-
desrates und ist im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen
zu erlassen. 4 In die Rechtsverordnung nach Satz 1 können auch nähere Be-
stimmungen über die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Konzern-
abschlusses im Rahmen der vorgeschriebenen Formblätter für die Gliederung
des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses sowie Vorschriften über den
Ansatz und die Bewertung von versicherungstechnischen Rückstellungen, ins-

1) Beck-Texte im dtv Bd. 5021, BankR Nr. 4.
2) Beck-Texte im dtv Bd. 5021, BankR Nr. 5.
3) Beck-Texte im dtv Bd. 5021, BankR Nr. 7.

2. Abschnitt. Vorschr. für Kapitalgesellschaften § 330 HGB 1
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besondere die Näherungsverfahren, aufgenommen werden. 5 Die Zustimmung
des Bundesrates ist nicht erforderlich, soweit die Verordnung ausschließlich
dem Zweck dient, Abweichungen nach Absatz 1 Satz 4 und 5 zu gestatten.

(4) 1 In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3
kann bestimmt werden, daß Versicherungsunternehmen, auf die die Richtlinie
91/674/EWG nach deren Artikel 2 in Verbindung mit den Artikeln 4, 7 und 9
Nummer 1 und 2 sowie Artikel 10 Nummer 1 der Richtlinie 2009/138/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betref-
fend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversiche-
rungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1) nicht an-
zuwenden ist, von den Regelungen des Zweiten Unterabschnitts des Vierten
Abschnitts ganz oder teilweise befreit werden, soweit dies erforderlich ist, um
eine im Verhältnis zur Größe der Versicherungsunternehmen unangemessene
Belastung zu vermeiden; Absatz 1 Satz 2 ist insoweit nicht anzuwenden. 2 In
der Rechtsverordnung dürfen diesen Versicherungsunternehmen auch für die
Gliederung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses, für die Erstellung
von Anhang und Lagebericht und Konzernanhang und Konzernlagebericht
sowie für die Offenlegung ihrer Größe angemessene Vereinfachungen gewährt
werden.

(5) Die Absätze 3 und 4 sind auf Pensionsfonds (§ 236 Absatz 1 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes) entsprechend anzuwenden.

Sechster Unterabschnitt. Straf- und Bußgeldvorschriften. Ordnungsgelder
Erster Titel. Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 3311) Unrichtige Darstellung. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
1. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder des Aufsichtsrats einer

Kapitalgesellschaft die Verhältnisse der Kapitalgesellschaft in der Eröffnungs-
bilanz, im Jahresabschluß, im Lagebericht einschließlich der nichtfinanziel-
len Erklärung, im gesonderten nichtfinanziellen Bericht oder im Zwischen-
abschluß nach § 340a Abs. 3 unrichtig wiedergibt oder verschleiert,

1a. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
zum Zwecke der Befreiung nach § 325 Abs. 2a Satz 1, Abs. 2b einen
Einzelabschluss nach den in § 315e Absatz 1 genannten internationalen
Rechnungslegungsstandards, in dem die Verhältnisse der Kapitalgesellschaft
unrichtig wiedergegeben oder verschleiert worden sind, offen legt,

2. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder des Aufsichtsrats einer
Kapitalgesellschaft die Verhältnisse des Konzerns im Konzernabschluß, im
Konzernlagebericht einschließlich der nichtfinanziellen Konzernerklärung,
im gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht oder im Konzernzwi-
schenabschluß nach § 340i Abs. 4 unrichtig wiedergibt oder verschleiert,

3. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
zum Zwecke der Befreiung nach § 291 Abs. 1 und 2 oder nach § 292 einen
Konzernabschluß oder Konzernlagebericht, in dem die Verhältnisse des
Konzerns unrichtig wiedergegeben oder verschleiert worden sind, offenlegt
oder

1) Beachte hierzu Übergangsvorschriften in Art. 75 und 80 EGHGB (Nr. 2).

1 HGB § 331 3. Buch. Handelsbücher
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4. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
oder als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder als vertretungs-
berechtigter Gesellschafter eines ihrer Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2)
in Aufklärungen oder Nachweisen, die nach § 320 einem Abschlußprüfer
der Kapitalgesellschaft, eines verbundenen Unternehmens oder des Kon-
zerns zu geben sind, unrichtige Angaben macht oder die Verhältnisse der
Kapitalgesellschaft, eines Tochterunternehmens oder des Konzerns unrichtig
wiedergibt oder verschleiert.

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1a oder 3
leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

§ 331a Unrichtige Versicherung. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 264 Absatz 2 Satz 3, auch in
Verbindung mit § 325 Absatz 2a Satz 3, entgegen § 289 Absatz 1 Satz 5, auch
in Verbindung mit § 325 Absatz 2a Satz 4, oder entgegen § 297 Absatz 2 Satz 4
oder § 315 Absatz 1 Satz 5, jeweils auch in Verbindung mit § 315e Absatz 1,
eine unrichtige Versicherung abgibt.

(2) Handelt der Täter leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder Geldstrafe.

§ 332 Verletzung der Berichtspflicht. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Abschlußprüfer oder Gehilfe
eines Abschlußprüfers über das Ergebnis der Prüfung eines Jahresabschlusses,
eines Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2a, eines Lageberichts, eines Konzern-
abschlusses, eines Konzernlageberichts einer Kapitalgesellschaft oder eines Zwi-
schenabschlusses nach § 340a Abs. 3 oder eines Konzernzwischenabschlusses
gemäß § 340i Abs. 4 unrichtig berichtet, im Prüfungsbericht (§ 321) erhebliche
Umstände verschweigt oder einen inhaltlich unrichtigen Bestätigungsvermerk
(§ 322) erteilt.

(2) 1 Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 2 Ebenso wird bestraft, wer
einen inhaltlich unrichtigen Bestätigungsvermerk erteilt zu dem Jahres-
abschluss, zu dem Einzelabschluss nach § 325 Absatz 2a oder zu dem Konzern-
abschluss einer Kapitalgesellschaft, die ein Unternehmen von öffentlichem
Interesse nach § 316a Satz 2 ist.

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 leichtfertig, so ist
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§ 3331) Verletzung der Geheimhaltungspflicht. (1) Mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein Geheimnis der
Kapitalgesellschaft, eines Tochterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2), eines ge-
meinsam geführten Unternehmens (§ 310) oder eines assoziierten Unterneh-
mens (§ 311), namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in
seiner Eigenschaft als Abschlußprüfer oder Gehilfe eines Abschlußprüfers bei
Prüfung des Jahresabschlusses, eines Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2a oder
des Konzernabschlusses bekannt geworden ist, unbefugt offenbart.

1) Beachte hierzu Übergangsvorschrift in Art. 86 EGHGB (Nr. 2).

2. Abschnitt. Vorschr. für Kapitalgesellschaften §§ 331a–333 HGB 1
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(2) 1 Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 2 Ebenso wird bestraft, wer
ein Geheimnis der in Absatz 1 bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 bekannt
geworden ist, unbefugt verwertet.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag der Kapitalgesellschaft verfolgt.

§ 333a Verletzung der Pflichten bei Abschlussprüfungen. Mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Mitglied
eines nach § 324 Absatz 1 Satz 1 eingerichteten Prüfungsausschusses
1. eine in § 334 Absatz 2a bezeichnete Handlung begeht und dafür einen

Vermögensvorteil erhält oder sich versprechen lässt oder
2. eine in § 334 Absatz 2a bezeichnete Handlung beharrlich wiederholt.

§ 3341) Bußgeldvorschriften. (1) 1 Ordnungswidrig handelt, wer als Mit-
glied des vertretungsberechtigten Organs oder des Aufsichtsrats einer Kapitalge-
sellschaft
1. bei der Aufstellung oder Feststellung des Jahresabschlusses einer Vorschrift

a) des § 243 Abs. 1 oder 2, der §§ 244, 245, 246, 247, 248, 249 Abs. 1 Satz 1
oder Abs. 2, des § 250 Abs. 1 oder 2, des § 251 oder des § 264 Absatz 1a
oder Absatz 2 über Form oder Inhalt,

b) des § 253 Absatz 1 Satz 1, 2, 3, 4, 5 oder Satz 6, Abs. 2 Satz 1, auch in
Verbindung mit Satz 2, Absatz 3 Satz 1, 2, 3, 4 oder Satz 5, Abs. 4 oder 5,
des § 254 oder des § 256a über die Bewertung,

c) des § 265 Abs. 2, 3, 4 oder 6, der §§ 266, 268 Absatz 3, 4, 5, 6 oder
Absatz 7, der §§ 272, 274, 275 oder des § 277 über die Gliederung oder

d) des § 284 oder des § 285 über die in der Bilanz, unter der Bilanz oder im
Anhang zu machenden Angaben,

2. bei der Aufstellung des Konzernabschlusses einer Vorschrift
a) des § 294 Abs. 1 über den Konsolidierungskreis,
b) des § 297 Absatz 1a, 2 oder 3 oder des § 298 Abs. 1 in Verbindung mit

den §§ 244, 245, 246, 247, 248, 249 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2, dem
§ 250 Abs. 1 oder dem § 251 über Inhalt oder Form,

c) des § 300 über die Konsolidierungsgrundsätze oder das Vollständigkeits-
gebot,

d) des § 308 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit den in Nummer 1 Buchstabe b
bezeichneten Vorschriften, des § 308 Abs. 2 oder des § 308a über die
Bewertung,

e) des § 311 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 312 über die Behandlung
assoziierter Unternehmen oder

f) des § 308 Abs. 1 Satz 3, des § 313 oder des § 314 über die im Konzern-
anhang zu machenden Angaben,

3. bei der Aufstellung des Lageberichts oder der Erstellung eines gesonderten
nichtfinanziellen Berichts einer Vorschrift der §§ 289 bis 289b Absatz 1,
§§ 289c, 289d, 289e Absatz 2, auch in Verbindung mit § 289b Absatz 2 oder

1) Beachte hierzu Übergangsvorschriften in Art. 75, 80, 84, 86, 87 und 90 EGHGB (Nr. 2).

1 HGB §§ 333a, 334 3. Buch. Handelsbücher
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3, oder des § 289f über den Inhalt des Lageberichts oder des gesonderten
nichtfinanziellen Berichts,

3a. bei der Erstellung einer Erklärung zur Unternehmensführung einer Vor-
schrift des § 289f Absatz 4 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 und Absatz 2
Nummer 4 über den Inhalt,

4. bei der Aufstellung des Konzernlageberichts oder der Erstellung eines ge-
sonderten nichtfinanziellen Konzernberichts einer Vorschrift der §§ 315 bis
315b Absatz 1, des § 315c, auch in Verbindung mit § 315b Absatz 2 oder 3,
oder des § 315d über den Inhalt des Konzernlageberichts oder des geson-
derten nichtfinanziellen Konzernberichts,

5. oder als in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannte angemeldete Person
einer Kapitalgesellschaft bei der Offenlegung, Hinterlegung, Veröffent-
lichung oder Vervielfältigung einer Vorschrift des § 328, auch in Verbin-
dung mit § 325a Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz, über Form, Format oder
Inhalt oder

6. einer auf Grund des § 330 Abs. 1 Satz 1 erlassenen Rechtsverordnung,
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift
verweist,

zuwiderhandelt. 2 In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 3a wird eine
Zuwiderhandlung gegen eine Vorschrift des § 289f Absatz 2 Nummer 4, auch
in Verbindung mit Absatz 3 oder 4, nicht dadurch ausgeschlossen, dass die
Festlegungen oder Begründungen nach § 76 Absatz 4 oder § 111 Absatz 5 des
Aktiengesetzes1) oder nach § 36 oder § 52 Absatz 2 des Gesetzes betreffend die
Gesellschaften mit beschränkter Haftung2) ganz oder zum Teil unterblieben
sind. 3 In den Fällen des Satzes 1 Nummer 4 wird eine Zuwiderhandlung gegen
eine Vorschrift des § 315d in Verbindung mit § 289f Absatz 2 Nummer 4 nicht
dadurch ausgeschlossen, dass die Festlegungen oder Begründungen nach § 76
Absatz 4 oder § 111 Absatz 5 des Aktiengesetzes ganz oder zum Teil unter-
blieben sind.

(2) 1 Ordnungswidrig handelt, wer einen Bestätigungsvermerk nach § 322
Absatz 1 erteilt zu dem Abschluss
1. einer Kapitalgesellschaft, die ein Unternehmen von öffentlichem Interesse

nach § 316a Satz 2 Nummer 1 ist, oder
2. einer Kapitalgesellschaft, die nicht in Nummer 1 genannt ist,
obwohl nach § 319 Absatz 2 oder 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5,
oder nach § 319b Absatz 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit
Absatz 2, er oder nach § 319 Absatz 4 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung
mit Absatz 5, oder nach § 319b Absatz 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in
Verbindung mit Absatz 2, die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder die Buch-
führungsgesellschaft, für die er tätig wird, nicht Abschlussprüfer sein darf.
2 Ordnungswidrig handelt auch, wer einen Bestätigungsvermerk nach § 322
Absatz 1 erteilt zu dem Abschluss einer Kapitalgesellschaft, die ein Unterneh-
men von öffentlichem Interesse nach § 316a Satz 2 Nummer 1 ist, obwohl
1. er oder die Prüfungsgesellschaft, für die er tätig wird, oder ein Mitglied des

Netzwerks, dem er oder die Prüfungsgesellschaft, für die er tätig wird,
angehört, einer Vorschrift des Artikels 5 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 oder

1) Beck-Texte im dtv Bd. 5010, AktG/GmbHG Nr. 1.
2) Beck-Texte im dtv Bd. 5010, AktG/GmbHG Nr. 3.

2. Abschnitt. Vorschr. für Kapitalgesellschaften § 334 HGB 1



144

Absatz 5 Unterabsatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische
Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem
Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission
(ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 77; L 170 vom 11.6.2014, S. 66) zuwider-
handelt oder

2. er oder die Prüfungsgesellschaft, für die er tätig wird, nach Artikel 17 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 die Abschlussprüfung nicht durchführen
darf.

3 Abschluss im Sinne der Sätze 1 und 2 ist ein Jahresabschluss, ein Einzel-
abschluss nach § 325 Absatz 2a oder ein Konzernabschluss, der aufgrund
gesetzlicher Vorschriften zu prüfen ist.

(2a) Ordnungswidrig handelt, wer als Mitglied eines nach § 324 Absatz 1
Satz 1 eingerichteten Prüfungsausschusses einer Kapitalgesellschaft
1. die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft nicht

nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 3 Unterabsatz 2, des Artikels 5 Absatz 4
Unterabsatz 1 Satz 1 oder des Artikels 6 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 537/2014 überwacht,

2. eine Empfehlung für die Bestellung eines Abschlussprüfers oder einer Prü-
fungsgesellschaft vorlegt, die den Anforderungen nach Artikel 16 Absatz 2
Unterabsatz 2 oder 3 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht entspricht
oder der ein Auswahlverfahren nach Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht vorangegangen ist, oder

3. den Gesellschaftern einen Vorschlag für die Bestellung eines Abschlussprüfers
oder einer Prüfungsgesellschaft vorlegt, der den Anforderungen nach Arti-
kel 16 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nicht
entspricht.

(3) 1 Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1
Nummer 1 und Satz 2 sowie des Absatzes 2a mit einer Geldbuße bis zu
fünfhunderttausend Euro, in den Fällen der Absätze 1 und 2 Satz 1 Nummer 2
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 2 Ist die
Kapitalgesellschaft kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d, beträgt die
Geldbuße in den Fällen des Absatzes 1 höchstens den höheren der folgenden
Beträge:
1. zwei Millionen Euro oder
2. das Zweifache des aus der Ordnungswidrigkeit gezogenen wirtschaftlichen

Vorteils, wobei der wirtschaftliche Vorteil erzielte Gewinne und vermiedene
Verluste umfasst und geschätzt werden kann.

(3a) 1 Wird gegen eine kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaft im Sinne
des § 264d in den Fällen des Absatzes 1 eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten verhängt, beträgt diese Geldbuße höchstens den
höchsten der folgenden Beträge:
1. zehn Millionen Euro,
2. 5 Prozent des jährlichen Gesamtumsatzes, den die Kapitalgesellschaft in dem

der Behördenentscheidung vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielt hat oder

1 HGB § 334 3. Buch. Handelsbücher
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3. das Zweifache des aus der Ordnungswidrigkeit gezogenen wirtschaftlichen
Vorteils, wobei der wirtschaftliche Vorteil erzielte Gewinne und vermiedene
Verluste umfasst und geschätzt werden kann.

2 In den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Satz 2 ist § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten anzuwenden.

(3b) 1 Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 3a Satz 1 Nummer 2 ist
1. im Falle von Kapitalgesellschaften, die ihren Jahresabschluss nach den han-

delsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum im Einklang mit der Richtlinie
2013/34/EU aufstellen, der Betrag der Umsatzerlöse nach § 277 Absatz 1
oder der Betrag der Nettoumsatzerlöse nach Maßgabe des auf die Gesell-
schaft anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 2 Nummer 5
der Richtlinie 2013/34/EU,

2. in allen Fällen, die nicht in Nummer 1 genannt sind, der Betrag der Umsatz-
erlöse, der sich bei Anwendung der Rechnungslegungsgrundsätze ergibt, die
nach dem jeweiligen nationalen Recht für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses der Kapitalgesellschaft gelten.

2 Handelt es sich bei der Kapitalgesellschaft um ein Mutterunternehmen oder
um ein Tochterunternehmen im Sinne des § 290, ist anstelle des Gesamt-
umsatzes der Kapitalgesellschaft der Gesamtumsatz im Konzernabschluss des
Mutterunternehmens maßgeblich, der für den größten Kreis von Unterneh-
men aufgestellt wird. 3 Ist ein Jahres- oder Konzernabschluss für das maßgeb-
liche Geschäftsjahr nicht verfügbar, ist der Jahres- oder Konzernabschluss für
das unmittelbar vorausgehende Geschäftsjahr maßgeblich; ist auch dieser nicht
verfügbar, kann der Gesamtumsatz geschätzt werden.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist
1. die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in den Fällen des Absatzes

1 bei Kapitalgesellschaften, die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d
oder Institute nach § 37 Absatz 1 Satz 1 des Kryptomärkteaufsichtsgesetzes
sind,

2. das Bundesamt für Justiz
a) in den Fällen des Absatzes 1, in denen nicht die Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht nach Nummer 1 Verwaltungsbehörde ist, und
b) in den Fällen des Absatzes 2a,

3. die Abschlussprüferaufsichtsstelle beim Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle in den Fällen des Absatzes 2.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf:

1. Kreditinstitute im Sinne des § 340 Absatz 1 Satz 1,
2. Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 340 Absatz 4 Satz 1,
3. Wertpapierinstitute im Sinne des § 340 Absatz 4a Satz 11)
4. Institute im Sinne des § 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes2),

1) Amtlich ohne Zeichensetzung.
2) Beck-Texte im dtv Bd. 5021, BankR Nr. 7.

2. Abschnitt. Vorschr. für Kapitalgesellschaften § 334 HGB 1
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5. Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 Absatz 1 und
6. Pensionsfonds im Sinne des § 341 Absatz 4 Satz 1.

Zweiter Titel. Ordnungsgelder

§ 3351) Festsetzung von Ordnungsgeld; Verordnungsermächtigungen.
(1) 1 Gegen die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapital-

gesellschaft, die
1. § 325 über die Pflicht zur Offenlegung des Jahresabschlusses, des Lagebe-

richts, des Konzernabschlusses, des Konzernlageberichts und anderer Unter-
lagen der Rechnungslegung oder

2. § 325a über die Pflicht zur Offenlegung der Rechnungslegungsunterlagen
der Hauptniederlassung

nicht befolgen, ist wegen des pflichtwidrigen Unterlassens der rechtzeitigen
Offenlegung vom Bundesamt für Justiz (Bundesamt) ein Ordnungsgeldverfah-
ren nach den Absätzen 2 bis 6 durchzuführen; im Fall der Nummer 2 treten die
in § 13e Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 genannten angemeldeten Personen, sobald
sie angemeldet sind, an die Stelle der Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs der Kapitalgesellschaft. 2 Das Ordnungsgeldverfahren kann auch gegen
die Kapitalgesellschaft durchgeführt werden, für die die Mitglieder des ver-
tretungsberechtigten Organs die in Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Pflichten zu
erfüllen haben. 3 Dem Verfahren steht nicht entgegen, dass eine der Offenle-
gung vorausgehende Pflicht, insbesondere die Aufstellung des Jahres- oder
Konzernabschlusses oder die unverzügliche Erteilung des Prüfauftrags, noch
nicht erfüllt ist. 4 Das Ordnungsgeld beträgt mindestens zweitausendfünfhundert
und höchstens fünfundzwanzigtausend Euro. 5 Eingenommene Ordnungsgelder
fließen dem Bundesamt zu.

(1a) 1 Ist die Kapitalgesellschaft kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d,
beträgt das Ordnungsgeld höchstens den höheren der folgenden Beträge:
1. zehn Millionen Euro,
2. 5 Prozent des jährlichen Gesamtumsatzes, den die Kapitalgesellschaft im der

Behördenentscheidung vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielt hat, oder
3. das Zweifache des aus der unterlassenen Offenlegung gezogenen wirtschaftli-

chen Vorteils; der wirtschaftliche Vorteil umfasst erzielte Gewinne und ver-
miedene Verluste und kann geschätzt werden.

2 Wird das Ordnungsgeld einem Mitglied des gesetzlichen Vertretungsorgans
der Kapitalgesellschaft angedroht, beträgt das Ordnungsgeld abweichend von
Satz 1 höchstens den höheren der folgenden Beträge:
1. zwei Millionen Euro oder
2. das Zweifache des aus der unterlassenen Offenlegung gezogenen Vorteils; der

wirtschaftliche Vorteil umfasst erzielte Gewinne und vermiedene Verluste
und kann geschätzt werden.
(1b) 1 Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 1a Satz 1 Nummer 2 ist

1. im Falle von Kapitalgesellschaften, die ihren Jahresabschluss nach den han-
delsrechtlichen Vorschriften oder dem Recht eines anderen Mitgliedstaats
der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens

1) Beachte hierzu Übergangsvorschriften in Art. 75, 80, 90 und 94 EGHGB (Nr. 2).

1 HGB § 335 3. Buch. Handelsbücher


